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Der Ausschuss gegen das Ver-
schwindenlassen (Committee on 
Enforced Disappearances – CED) 

überprüft die Einhaltung des Internati-
onalen Übereinkommens zum Schutz 
aller Personen gegen das gewaltsame 
Verschwindenlassen (International Con-
vention for the Protection of all Per-
sons from Enforced Disappearance – 
Verschwundenen-Konvention). Die zehn 
Ausschussmitglieder sind unabhängige 
Sachverständige, die im Frühjahr und 
Herbst für jeweils zweiwöchige Tagun-
gen zusammenkommen und zu zahlrei-
chen Themen auch zwischen den Sitzun-
gen arbeiten. Das Übereinkommen ist am 
23. Dezember 2010 in Kraft getreten 
und wurde bis zum Februar 2023 von 
70 Staaten ratifiziert. Zuletzt sind Kap 
Verde, Luxemburg und Südkorea der 
Verschwundenen-Konvention beigetre-
ten. Kolumbien hat im Berichtszeitraum 
die Zuständigkeit des Ausschusses für die 
Prüfung von Individual- wie auch Staa-
tenbeschwerden anerkannt, was als 
wichtiger Schritt begrüßt wurde.

Nach zwei Jahren pandemiebeding-
ter Improvisation konnten beide Ta-
gungen einschließlich der Staatendia
loge wieder in Präsenz stattfinden. Auch 
für den jährlichen Austausch mit nicht-
staatlichen Organisationen (NGOs) 
und nationalen Menschenrechtsinstitu-
tionen in der Septembersitzung wurde 
das hybride Sitzungsformat genutzt, um 
mehr Organisationen die Teilnahme zu 
ermöglichen. 

Staatenüberprüfungen

Entsprechend der Verschwundenen-Kon-
vention erfolgt die Überprüfung im 
Rahmen des Dialogs mit den Vertrags-
staaten auf der Basis von deren umfas-
senden Berichten, den sie gemäß Artikel 
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29, Absatz 1 zwei Jahre nach Ratifika-
tion vorlegen müssen sowie von Fragen-
listen (List of Issues) des Ausschusses. 
Darüber hinaus kann der CED nach Ar-
tikel 29, Absatz 4 zusätzliche Informa-
tionen anfordern und erneut mit dem 
Vertragsstaat in einen kürzeren Dialog 
gehen. Dies betraf Deutschland im März 
dieses Jahres.

Im erstmaligen Dialog mit Griechen-
land ging es um das Verschwinden 
(-lassen) im Kontext von Flucht und Mi-
gration. Der CED zeigte sich besorgt über 
die Kriminalisierung von zivilen Ret-
tungsaktivitäten auf dem Mittelmeer 
und derjenigen, die Fälle von verschwun-
denen Migrantinnen und Migranten an 
der Grenze zur Türkei dokumentieren 
oder Opfer unterstützen. Thematisiert 
wurden auch die illegalen Zurückwei-
sungen von Flüchtlingen, die jedoch von 
der griechischen Delegation wie auch ge-
genüber anderen Gremien bestritten wur-
den. Der CED forderte Griechenland auf, 
die Suche nach verschwundenen Migran-
tinnen und Migranten zu intensivieren.

Im Hinblick auf die zahlreichen Fälle 
von Verschwindenlassen durch nicht-
staatliche bewaffnete Akteure in Niger 
forderte der CED die Regierung auf, hier 
unverzüglich zu ermitteln und die Ver-
antwortlichen zu verurteilen. Kritisiert 
wurden zudem die Inhaftierung von 
Personen an geheimen Orten und das in 
der Strafprozessordnung fehlende Recht, 
Familienangehörige über die Haft zu 
informieren. 

Auch in Mali sind nichtstaatliche be-
waffnete Akteure ein erhebliches Pro
blem. Im Dialog wurden die vielen Fälle 
von gewaltsamem Verschwindenlassen 
diskutiert, für die staatliche Sicherheits-
kräfte verantwortlich sind. Nicht zu-
letzt angesichts gefundener Massengrä-
ber wurde Mali aufgefordert, in allen 
Fällen die Opfer zu identifizieren und 

Täter effektiv zu ermitteln. Die Delegati-
on versicherte größtenteils, diese Emp-
fehlungen bestmöglich umsetzen zu 
wollen. Der Einsatz von Söldnern der 
Wagner-Gruppe wurde aber konsequent 
geleugnet. 

Gegenüber Tschechien kritisierte der 
CED, dass die Bestimmungen des Über-
einkommens noch nicht hinreichend in 
der nationalen Gesetzgebung verankert 
sind und insbesondere ein eigener Straf
tatbestand zum gewaltsamen Verschwin-
denlassen fehlt. Darüber hinaus wurden 
Empfehlungen zur strikten Einhaltung 
des Gebots der Nichtzurückweisung aus-
gesprochen, wenn das Risiko besteht, dass 
die betreffende Person Opfer von gewalt-
samem Verschwindenlassen werden könn-
te. Diskutiert wurden zudem Berichte 
über unbegleitete minderjährige Flücht-
linge, die ohne Dokumentation Schutz-
einrichtungen verlassen hätten, und über 
notwendige Maßnahmen zu deren Schutz.

Im Dialog mit Uruguay zeigte sich 
der CED besorgt, dass in den Fällen von 
gewaltsamem Verschwindenlassen zwi-
schen den Jahren 1968 und 1985 die 
Untersuchungen und Prozesse nur schlep-
pend vorankämen, ebenso wie die Suche 
nach immer noch verschwundenen Per-
sonen. Uruguay wurde aufgefordert, 
seine Anstrengungen hier zu verstärken, 
den Opfern eine vollständige Entschädi-
gung zu garantieren und eine Erinne-
rungs- und Bildungsarbeit zu den schwe-
ren Menschenrechtsverletzungen dieser 
Zeit zu beschließen. Empfohlen wurde 
außerdem, die nationale Rechtslage mit 
der Verschwundenen-Konvention in 
Übereinstimmung zu bringen, insbeson-
dere hinsichtlich der Mindeststrafe für 
gewaltsames Verschwindenlassen, der 
Opferdefinition und der unrechtmäßi-
gen Kindesentziehung.

Für die absehbar anstehende Staaten-
überprüfungen von Gambia, Kambod-
scha, Marokko, Nigeria und der Ukrai-
ne verabschiedete der CED Fragenlisten.

Dringlichkeitsaktionen

Die Zahl der sogenannten Dringlichkeits-
aktionen war im Jahr 2022 niedriger als 
in den Vorjahren. Gemäß Artikel 30 des 
Übereinkommens können sich Personen 
oder Organisationen an den Ausschuss 
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Barbara Lochbihler
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Barbara Lochbihler über den Aus-
schuss gegen das Verschwindenlassen: 
20. und 21. Tagung 2021, VN, 2/2022, S. 
84f., fort.)

mit der Bitte wenden, bei der Suche nach 
einer verschwundenen Person mitzuwir-
ken und den betreffenden Vertragsstaat 
aufzufordern, Auskunft zu geben bezie-
hungsweise konkrete Maßnahmen zum 
Auffinden der Person zu ergreifen. Ende 
des Jahres 2022 waren beim CED 1561 
Dringlichkeitsaktionen registriert. Die 
meisten dieser Fälle betreffen weiterhin 
Irak und Mexiko.

Besuch in Irak

Nach langer Vorbereitungszeit und in-
tensiven Verhandlungen mit zwischen-
zeitlich wechselnden Regierungen über 
Besuchsorte, Einrichtungen und Ge-
sprächspartnerinnen und -partner konn-
te der CED, darunter die Verfasserin 
dieses Berichts, vom 12. bis 24. Novem-
ber 2022 gemeinsam mit der Ausschuss-
vorsitzenden und einem Berichterstat-
terkollegen nach Irak reisen. Mit Un- 
terstützung des Menschenrechtsteams 
der Hilfsmission der Vereinten Natio-
nen für Irak (United Nations Assistance 
Mission for Iraq – UNAMI) und in Ko-
operation mit dem irakischen Außenmi-
nisterium reisten die Mitglieder nach 
Bagdad, Anbar, Erbil, Mosul und Sind-
schar. Sie führten 24 Gespräche mit 
mehr als 60 Behörden, mit vier Delega-
tionen des irakischen Hochkommissari-
ats für Menschenrechte in den besuch-
ten Gouvernements und hatten sieben 

Treffen mit 171 Opfern und Organisati-
onen der Zivilgesellschaft aus den Gou-
vernements Anbar, Bagdad, Diyala, Er-
bil, Kirkuk, Ninewa und Salah ad-Din. 
Die Sachverständigen führten Gesprä-
che mit lokalen Vertreterinnen und Ver-
tretern der UN, mit Diplomatinnen und 
Diplomaten sowie mit internationalen 
Organisationen, die sich für den Schutz 
vor dem Verschwindenlassen einsetzen. 
Die Ausschussmitglieder konnten eine 
Exhumierung begleiten, sie ließen sich die 
Arbeit in einem DNA-Identifizierungs-
zentrum in Sindschar erläutern und be-
suchten vier Gefängnisse mit vorwiegend 
Gefangenen des Islamischen Staates 
(Da’esh – IS).

Die Leidensgeschichte der Menschen 
in Irak in Bezug auf das erzwungene 
Verschwindenlassen ist lang und kom-
plex. Das Zusammenwirken von Behör-
den ist sehr unübersichtlich und kaum 
koordiniert, Unverständnis und nicht 
selten auch Unwillen ist weit verbreitet. 
Es gibt kein Datenregister, das die Infor-
mationen von verschiedenen Institutio-
nen zusammenführt und so die Identifi-
zierung von vermutlichen und bestä- 
tigten Fällen von erzwungenem Ver-
schwindenlassen ermöglicht. Ebenso fehlt 
eine systematische Registrierung von 
Hafteinrichtungen und dort festgehal-
tenen Personen. Die suchenden Angehö-
rigen werden von einer zur anderen Stel-
le verwiesen. Dies war entsprechend auch 
Thema der Gespräche mit Vertreterin-

nen und Vertretern von Justiz-, Innen- 
und Außenministerium und des Men-
schenrechtsausschusses im Parlament. 
Neben der Klärung von Prozeduren zwi-
schen den Ministerien und eigens zu 
Verschwindenlassen eingesetzten Insti-
tutionen ging es um die schon lange an-
stehende Gesetzesinitiative für einen 
Straftatbestand des Verschwindenlas-
sens, die immer wieder an den politi-
schen Verhältnissen scheitert. Eine solche 
gesetzliche Regelung ist eine Grundvor-
aussetzung, um gegen die verbreitete 
Straflosigkeit angehen zu können. Der 
offizielle Bericht über die Reise mit Emp-
fehlungen an die Regierung wurde Ende 
März 2023 verabschiedet.

Allgemeine Bemerkung im 
Kontext von Migration

Für die Allgemeine Bemerkung zum The-
ma gewaltsames Verschwindenlassen im 
Kontext von Migration, die vom CED 
derzeit erarbeitet wird, wurden über 40 
schriftliche Stellungnahmen von NGOs, 
Wissenschaft und Vertragsstaaten ein-
gereicht. Auch vier regionale Konsulta-
tionen für Asien, Afrika, Lateinamerika 
und Europa wurden zum intensiven Aus-
tausch genutzt. Durchweg wurde von 
Teilnehmenden die Relevanz des The-
mas betont. Geplant ist, dass der CED 
seine erste Allgemeine Bemerkung noch 
in diesem Jahr verabschieden kann.

Zu diesem Thema veröffentlichte der 
CED mit weiteren Ausschüssen und 
dem Sonderberichterstatter zu Migrati-
on, Felipe González Morales, eine Stel-
lungnahme anlässlich des Internationa-
len Tages der Migrantinnen und Mi- 
granten. Weitere Erklärungen wurden 
zu illegalen länderübergreifenden Adop-
tionen sowie zu Antidiskriminierungs-
gesetzgebung verabschiedet.

Die CED-Delegation ließ sich im November 2022 in einer provisorischen DNA-Identifizierungs
stelle im irakischen Sindschar erläutern, wie Daten erfasst und die DNA von überlebenden 
Verwandten mit gefundenen Körperteilen abgeglichen wird. Es handelt sich dabei um Daten,  
die auch für den Abgleich mit Listen von Verschwundenen wichtig sind.   FOTO:  BARBARA LOCHBIHLER


